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Satzung des Christlicher Verein junger Menschen  
(CVJM) Tübingen e.V.  

 

Gegründet 1863 
 
 

§ 1 Name, Sitz, Verbandszugehörigkeit, Geschäftsjahr 
1. Der Verein führt den Namen "Christlicher Verein junger Menschen / CVJM Tübingen". 
2. Er hat seinen Sitz in Tübingen und ist im Vereinsregister eingetragen. 
3. Der Verein ist dem CVJM-Landesverband Württemberg und dem Evangelischen Jugendwerk in 

Württemberg an-geschlossen. Dadurch gehört er dem CVJM Gesamtverband in Deutschland e.V. und dem 
Weltbund der CVJM an. 

4. Das Kalenderjahr ist das Geschäftsjahr. 
 

§ 2 Grundlagen und Zweck  
1. Zweck des Vereins ist die Förderung der Religion und der Jugendhilfe im Sinne der Pariser Basis von 1855 

sowie der Zusatzerklärung von 1985/2002: 
"Die Christlichen Vereine junger Männer“ haben den Zweck, solche junge Männer miteinander zu 
verbinden, welche Jesus Christus nach der Heiligen Schrift als ihren Gott und Heiland anerkennen, in ihrem 
Glauben und Leben seine Jünger sein und gemeinsam danach trachten wollen, sein Reich unter den jungen 
Männern auszubreiten". (Pariser Basis, Paris 1855) 
"Die CVJM sind als eine Vereinigung junger Männer entstanden. Heute steht die Mitgliedschaft allen offen. 
Männer und Frauen, Jungen und Mädchen aus allen Völkern, Konfessionen und sozialen Schichten bilden 
die weltweite Gemeinschaft im CVJM. Die Pariser Basis gilt heute im CVJM-Gesamtverband in Deutschland 
e.V. für die Arbeit mit allen jungen Menschen." (Zusatzerklärung des deutschen CVJM, Kassel 1985/2002) 

2. Der Zweck des Vereins wird insbesondere durch die nachfolgenden Tätigkeiten verwirklicht:  
a.  Anleitung der Mitglieder zum christlichen Glauben und zu gemeinsamer Arbeit für dessen Ausbreitung 
unter jungen Menschen. 
b.  Beratung und Betreuung junger Menschen in allen Lebensfragen. 
c.  Auslegung der Heiligen Schrift. 
d.  Vorträge, Diskussion und Information. 
e.  Angebote zu jugendpflegerischer, kultureller, sportlicher und musischer  
Betätigung. 
Dazu stehen die Häuser und Einrichtungen des Vereins zur Verfügung. 
 

§ 3 Gemeinnützigkeit 
1. Der Verein verfolgt ausschließlich und unmittelbar gemeinnützige Zwecke im Sinne des Abschnitts 

„Steuerbegünstigte Zwecke“ der Abgabenordnung. 
2. Der Verein ist selbstlos tätig; er verfolgt nicht in erster Linie eigenwirtschaftliche Zwecke. 
3. Die Mittel des Vereins dürfen nur für die satzungsmäßigen Zwecke verwendet werden. Es darf keine 

juristische oder natürliche Person durch Ausgaben, die dem Zweck des Vereins fremd sind, oder durch 
unverhältnismäßig hohe Vergütungen, Unterstützungen oder Zuwendungen begünstigt werden. Ein 
Rechtsanspruch auf Leistungen des Vereins steht niemandem zu und wird auch nicht durch regelmäßige 
oder wiederholte Leistungen begründet. Die Mitglieder erhalten keine Zuwendungen aus Mitteln des 
Vereines. 

 

§ 4 Mitglieder 
1. Mitglied des Vereins kann jede natürliche Person werden, welche die Ziele des Vereins unterstützt.  
2. Kinder und Jugendliche vor Vollendung des 18. Lebensjahres können nur mit Zustimmung des gesetzlichen 

Vertreters Mitglied werden. 
3. Stimmberechtigt in der Mitgliederversammlung sind Mitglieder mit der Vollendung des 14. Lebensjahres. 
4. Das Stimmrecht kann immer nur höchstpersönlich wahrgenommen werden. Das Stimmrecht minderjähriger 

Mitglieder ist nicht auf gesetzliche Vertreter übertragbar. 
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§ 5 Rechte und Pflichten der Mitglieder  
1. Die Mitglieder haben das Recht, die Veranstaltungen des Vereins und seine Einrichtungen zu benutzen.  

Sie sollen über die Veranstaltungen und Vorgänge im Verein laufend informiert werden. 
2. Den Mitgliedern steht das Wahl- und Stimmrecht in der Mitgliederversammlung zu. 
3. Von den Mitgliedern wird erwartet, dass sie den Verein unterstützen. 
4. Die Mitglieder haben einen Beitrag zu entrichten. Die Höhe des Mitgliedbeitrages und die Beitragsregelung 

wird durch die Mitgliederversammlung festgelegt. Im Bedarfsfall kann Mitgliedern auf Antrag der Beitrag 
ganz oder teilweise durch den Vorstand erlassen werden.  

5. Parteipolitische Betätigung ist im Verein nicht gestattet. 
 

§ 6 Aufnahme der Mitglieder  
1. Anmeldungen zur Mitgliedschaft sind schriftlich an den Vorstand zu richten. 
2. Über die Aufnahme von Mitgliedern entscheidet der Vorstand. 

Die Mitgliedschaft wird durch Eintragung in die Mitgliederliste des Vereins und eine schriftliche Bestätigung 
durch den Vorstand begründet. 

3. Mit der Aufnahme erkennt das Mitglied die Satzung des Vereins als verbindlich an. Mit der Aufnahme wird 
der jährliche Mitgliedsbeitrag für das laufende Jahr fällig. 
 

§ 7 Austritt und Ausschluss von Mitgliedern  
1. Die Mitgliedschaft endet durch Austritt, Ausschluss oder Tod. 
2. Der Austritt erfolgt durch schriftliche Erklärung gegenüber dem Vorstand. Der Austritt kann bis spätestens 

30. September eines jeden Kalenderjahres zum Ende des laufenden Kalenderjahres erklärt werden. 
Fristwahrend ist der Zugang beim Vorstand. 

3.  Mitglieder, welche den Zielen des Vereins zuwiderhandeln, können vom Ausschuss ausgeschlossen werden. 
Dem Mitglied muss vor der Beschlussfassung Gelegenheit zur Stellungnahme gegeben werden. 
Gegen den Beschluss zur Ausschließung kann innerhalb einer Frist von vier Wochen nach Mitteilung des 
Ausschlusses Berufung eingelegt werden, über den die nächste ordentliche Mitgliederversammlung 
entscheidet. Bis zur endgültigen Entscheidung der Mitgliederversammlung ruhen die Rechte des Mitglieds. 

 

§ 8 Organe des Vereins  
 1.   Der Vorstand 
 2.   Der Ausschuss 
 3.   Die Mitgliederversammlung 
 

§ 9 Der Vorstand 
1. Der Vorstand im Sinne des § 26 BGB besteht aus zwei Vorsitzenden und der/dem Rechner/in. Wählbar ist 

jedes volljährige Mitglied des Vereins. 
Die Verteilung der Zuständigkeitsbereiche regeln die Vorsitzenden untereinander, die sie dann in einem 
Geschäftsverteilungsplan festhalten und allen Mitgliedern durch Veröffentlichung auf der Homepage des 
Vereins bekannt geben. Änderungen der Zuständigkeiten sind möglich.  

2. Die/der Rechner/in führt die Kasse des Vereins. Nach Bedarf erstattet sie/er dem Ausschuss Bericht über die 
Kassenlage. Alljährlich hat sie/er bei der Mitgliederversammlung Rechnung abzulegen, die vorher von zwei 
durch den Ausschuss zu ernennenden Mitgliedern zu prüfen und vom Ausschuss anzuerkennen ist. 

3. Jedes Mitglied des Vorstands ist allein zur Vertretung des Vereins berechtigt (§26 Abs. 2 BGB). 
4. Die Mitglieder des Vorstands werden von der Mitgliederversammlung auf drei Jahre gewählt. 

Sie bleiben auch nach Ablauf ihrer Amtszeit bis zur Wahl eines Nachfolgers im Amt. Scheidet ein 
Vorstandsmitglied aus, dann kann der Ausschuss aus seiner Mitte eine Person bestimmen, welche das Amt 
bis zur Beendigung der ursprünglichen Amtszeit wahrnimmt. 

5. Der Vorstand leitet die Mitgliederversammlung und den Ausschuss. 
6. Der Vorstand verwaltet den Verein und führt die laufenden Geschäfte und ist für die Ausführung der 

Beschlüsse der Mitgliederversammlung und des Ausschusses verantwortlich.  
7.  Die Mitglieder des Vorstands üben ihre Tätigkeit ehrenamtlich aus. Auf Beschluss der 

Mitgliederversammlung können sie eine angemessene Aufwandspauschale bis zur Höhe der 
Ehrenamtspauschale des § 3 Nr. 26a EStG erhalten. 
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§ 10 Der Ausschuss  
1. Der Verein steht unter der Leitung des Ausschusses, der alle Angelegenheiten des Vereins besorgt, soweit 

sie nicht der Mitgliederversammlung oder dem Vorstand vorbehalten sind. 
2. Der Ausschuss besteht, außer aus dem Vorstand aus mindestens fünf und höchstens zehn von der 

Mitgliederversammlung gewählten Mitgliedern, den Jugendreferenten/ Jugendreferentinnen des Vereins 
sowie den Vertretern der Gesamtkirchengemeinde gem. Absatz 6. 

3. Wählbar sind die Mitglieder. Die Hälfte des gewählten Ausschusses muss das 18. Lebensjahr vollendet 
haben.  

4. Das Amt der gewählten Ausschussmitglieder dauert zwei Jahre.  
Die Ausscheidenden sind wieder wählbar. Scheidet in der Zwischenzeit ein Ausschussmitglied aus, so nimmt 
der Ausschuss durch Zuwahl die Ergänzung vor. 

5. Der Ausschuss kann für die Dauer von zwei Jahren weitere Personen hinzuwählen. Diesen Personen kann 
für die Dauer der Zuwahl Stimmrecht erteilt werden. Eine Wiederwahl ist möglich. Die Anzahl der 
zugewählten Personen wird auf zwei begrenzt. Jederzeit kann der Ausschuss zu einzelnen Sitzungen 
Personen mit beratender Stimme hinzuziehen. 

6. Die Zusammenarbeit mit der Evangelischen Gesamtkirchengemeinde Tübingen wird durch eine 
Kooperationsvereinbarung geregelt. Im Rahmen der Vereinbarung kann die Gesamtkirchengemeinde zwei 
Personen sowie zwei Stellvertreter/innen als Vertreter der Gesamtkirchengemeinde in den Ausschuss 
entsenden.  

7. Stimmberechtigt sind der Vorstand, die von der Mitgliederversammlung gewählten Ausschussmitglieder, 
der/die Leitende Referent/in im Verhinderungsfall dessen/deren Stellvertreter/In sowie zwei von der 
Gesamtkirchengemeinde entsandte Personen. 

8. Der Ausschuss ist beschlussfähig bei Anwesenheit eines Vorstandmitglieds sowie mindestens der Hälfte 
seiner von der Mitgliederversammlung gewählten Mitglieder. 

9. Beschlüsse werden mit einfacher Stimmenmehrheit gefasst. Beschlüsse können auch auf schriftlichem 
Wege herbeigeführt werden. Die Stimmabgabe erfolgt in Textform. 

10. Beschlüsse, die wesentliche Teile des Vereinsvermögens betreffen (Kauf und Veräußerung von 
Grundstücken, Baumaßnahmen in größerem Umfang, u. ä.) bedürfen der Mehrheit aller stimmberechtigten 
Mitglieder des Ausschusses und der Zustimmung der Mitgliederversammlung. Außerdem ist die 
Angelegenheit mit der Evang. Gesamtkirchengemeinde Tübingen zu beraten.  

11. Der Ausschuss wählt aus seiner Mitte den/die Schriftführer/in. Für den/die Schriftführer/in können 
Stellvertreter/innen gewählt werden. 

12. Der Ausschuss tritt bei Bedarf, aber in der Regel mindestens vier Mal jährlich zusammen. Die 
Ausschussmitglieder sind durch formlose Benachrichtigung unter Mitteilung der Tagesordnung zu jeder 
Ausschusssitzung einzuladen. 
Die Sitzungen können als Präsenz- und/oder virtuelle Veranstaltung stattfinden. Der Vorstand entscheidet 
über die Form der Durchführung und teilt diese in der Einladung mit.  

 13. Der/die Schriftführer/in übernimmt die Führung des Protokolls, in dem die Beschlüsse des Ausschusses und 
der Mitgliederversammlung niedergelegt werden. 

  

§ 11 Mitgliederversammlung  
1. Aufgaben der Mitgliederversammlung sind: die Vornahme der Vorstandswahl, die jährliche Ersatzwahl für 

die ausscheidenden Ausschussmitglieder, Entgegennahme des Berichts des Vorstands über die 
Vereinsarbeit, Entgegennahme der abgeschlossenen Jahresrechnung, Festsetzung der Mindesthöhe der 
Beiträge. 

2. Die ordentliche Mitgliederversammlung wird durch den Vorstand mindestens zwei (2) Wochen vor der 
Versammlung durch schriftliche Einladung per E-Mail oder Brief, ohne zwingende Mitteilung der 
Tagesordnung einberufen. Eine Einladung per Brief erfolgt nur, wenn dem Verein keine E-Mail-Adresse des 
Mitglieds vorliegt. Jedes Mitglied ist verpflichtet, jede Änderung seiner Anschrift und seiner E-Mail-Adresse 
dem Verein unverzüglich mitzuteilen. Das Einladungsschreiben gilt dem Mitglied als zugegangen, wenn es 
an die letzte vom Mitglied dem Verein bekanntgegebene Post- oder E-Mail-Adresse gerichtet ist. 
Jedes Mitglied kann bis spätestens einer (1) Woche vor einer Mitgliederversammlung beim Vorstand 
schriftlich eine Ergänzung der Tagesordnung beantragen. Der Versammlungsleiter hat zu Beginn der 
Mitgliederversammlung die Ergänzung bekanntzugeben. Über Anträge auf Ergänzung der Tagesordnung, die 
erst nach diesem Zeitpunkt oder erst in der Mitgliederversammlung gestellt werden, beschließt die 
Mitgliederversammlung, zur Annahme des Antrages ist eine Mehrheit von ¾ der abgegebenen Stimmen 
erforderlich 

3. Die Mitgliederversammlung ist beschlussfähig, wenn sie ordnungsgemäß einberufen ist, ein Mitglied des 
Vorstands und wenigstens acht Mitglieder anwesend sind. Beschlüsse werden mit einfacher 
Stimmenmehrheit der Anwesenden gefasst. Stimmenthaltungen bleiben außer Betracht. Der Vorstand 
stimmt mit. 
Bleibt die einberufene Mitgliederversammlung beschlussunfähig, so ist innerhalb von 14 Tagen eine neue 
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Mitgliederversammlung mit der gleichen Tagesordnung einzuberufen, die ohne Rücksicht auf die Zahl der 
erschienenen Mitglieder beschlussfähig ist. Hierauf ist in der Ladung gesondert hinzuweisen. 

4. Eine außerordentliche Mitgliederversammlung ist vom Vorstand einzuberufen, wenn es das Interesse des 
Vereins erfordert, ein Zehntel der Mitglieder, mindestens aber 15 Mitglieder, dies schriftlich unter Angabe 
des Zwecks und Gründe beantragen. 

5. Auf Antrag eines stimmberechtigten, anwesenden Mitglieds müssen Wahlen und Abstimmungen geheim 
durchgeführt werden. 

6. Es können auch Personen vorgeschlagen werden, die nicht anwesend sind. Dem Wahlleiter bzw. dem die 
Wahl leitenden Vorstandsmitglied ist eine schriftliche Erklärung vorzulegen, aus der hervorgeht, dass der 
Vorgeschlagene im Falle seiner Wahl das Amt annimmt. 

7. Bei Wahlen ist gewählt, wer die meisten der abgegebenen gültigen Stimmen auf sich vereinigt. Bei gleicher 
Stimmenzahl wird eine Stichwahl vorgenommen. Stimmenthaltungen bleiben außer Betracht. 

8. Über Inhalte, Verlauf und Beschlüsse der Mitgliederversammlung ist ein Protokoll anzufertigen. Der 
Protokollführer ist der Schriftführer, bei dessen Abwesenheit wird der Protokollführer zu Beginn der 
Versammlung vom Vorstand bestimmt. Das Protokoll ist vom Protokollführer und vom Versammlungsleiter 
zu unterzeichnen.  

9. Die Mitgliederversammlung kann als Präsenzveranstaltung und/oder virtuelle Versammlung stattfinden. Der 
Vorstand entscheidet über die Form der Versammlung und teilt diese in der Einladung mit. 

10. Beschlüsse können auch im Wege der schriftlichen, elektronischen oder der telefonischen Umfrage gefasst 
werden, sofern alle Mitglieder an der Beschlussfassung beteiligt werden, mindestens 1/3 der Mitglieder 
innerhalb der vom Vorstand gesetzten Frist zur Stimmabgabe ihre Stimme schriftlich (d.h. auch per E-Mail) 
abgegeben haben und der Beschluss mit der erforderlichen Mehrheit gefasst wurde. 
 

§ 12 Änderung der Satzung  
 1. Satzungsänderungen können nur in einer Mitgliederversammlung beschlossen werden, zu der unter Angabe 

der Tagesordnung vorher schriftlich eingeladen worden ist. Beschlüsse über Abänderung der Satzung 
bedürfen der Mehrheit von drei Viertel der erschienenen und abstimmungsberechtigten Mitglieder. 

 2. Zur Änderung der Grundlagen und des Zwecks des Vereins (§ 2) ist die Zustimmung aller Mitglieder 
erforderlich. Die Zustimmung der nicht erschienenen Mitglieder muss schriftlich erfolgen. (§ 33 BGB). 

 3. Satzungsänderungen, die vom Registergericht oder einer Behörde oder aufgrund zwingender gesetzlicher 
Änderungen verlangt werden, kann der Ausschuss mit 2/3-Mehrheit beschließen. Gleiches gilt für 
Änderungen in der Satzung, die aufgrund von Änderungen der Satzungen der übergeordneten Vereine und 
Verbände, in denen der Verein Mitglied ist, erforderlich werden.  
Die Mitglieder sind zeitnah darüber zu informieren. 

 

§ 13 Verarbeitung der Mitgliederdaten – Datenschutz 
1. Der Verein nimmt für sich die folgenden relevanten Daten seiner Mitglieder in das vereinseigene EDV-

System auf: Namen, Anschrift, Geburtsdatum, Kontaktdaten (Telefon und E-Mail-Adresse) 
Bankverbindung(en), vereinsbezogene Daten (Eintritts- und ggf. Austrittsdatum, Teilnahmen, Ehrungen) 
sowie sonstige Informationen, wenn und soweit sie zur Erfüllung des Vereinszwecks erforderlich sind. 

2. Nur Beauftragte des Vereins, die eine besondere Funktion ausüben, für welche die Kenntnis bestimmter 
Mitgliederdaten erforderlich ist, erhalten die jeweils erforderlichen Daten. 

3. Die Konkretisierung der Rechte und Pflichten der Mitglieder erfolgt in der Datenschutzordnung des Vereins.  
 

§ 14 Auflösung des Vereins  
1. Die Auflösung des Vereins kann nur in einer ausschließlich für diesen Zweck einberufenen 

Mitgliederversammlung mit einer Mehrheit von 3/4 der abgegebenen gültigen Stimmen beschlossen 
werden. Bei der Beschlussfassung über die Auflösung des Vereins ist die Anwesenheit von mindestens 3/4 
der stimmberechtigten Mitglieder erforderlich. 

2. Für den Fall der Auflösung des Vereins sind die amtierenden Vorstandsmitglieder gem. § 9 Liquidatoren des 
Vereins. Deren Rechte und Pflichten richten sich nach den §§ 47 ff. BGB 

3. Bei Auflösung des Vereins oder bei Wegfall steuerbegünstigter Zwecke fällt das Vermögen des Vereins an 
die Evang. Gesamtkirchengemeinde in Tübingen, die es unmittelbar und ausschließlich für gemeinnützige 
oder kirchliche Zwecke im Sinne der Jugendarbeit zu verwenden hat.  

 
 
 
 
 
Diese Satzung ist in vorliegender Fassung am 17.05.2023 von der Mitgliederversammlung angenommen worden. 

 


